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Vance und der
„Elefant im Raum“
Der US-Vizepräsident
sprach beim „March for
Life“. Es bleiben Zweifel an
der Unterstützung für die
Lebensrechtsbewegung
V O N  M A X I M I L I A N  L U T Z

Nachdem die US-Lebensrechts-
bewegung 2022 ihren viel-
leicht größten Sieg eingefahren
hatte, indem der Oberste

Gerichtshof „Roe v. Wade“ kippte und ein
neues Grundsatzurteil in der Abtreibungs-
frage erließ, blickte man in diesem Jahr
eher mit gemischten Gefühlen auf die
Rechtslage. Zwar kann seit dreieinhalb
Jahren jeder Bundesstaat wieder selbst
über seine Abtreibungsgesetze entschei-
den. Die Abtreibungszahlen steigen jedoch
weiter, insbesondere da die Abtreibungs-
pille „Mifepriston“ nahezu uneinge-
schränkt verfügbar ist. Statistiken zufolge
kommt das Präparat inzwischen bei 63
Prozent aller vorgeburtlichen Kindstötun-
gen zum Einsatz. Kritiker warfen der
amtierenden US-Regierung immer wieder
vor, zu wenig gegen die Verbreitung der
Abtreibungspille zu unternehmen.

US-Vizepräsident J.D. Vance ging beim
„March for Life“ in Washington auf die
Unzufriedenheit über diesen Trend ein,
sprach selbst vom „Elefanten im Raum“.
Unterm Strich zog er aber ein positives
Zwischenfazit zu den bisherigen Errun-
genschaften und versicherte er: „Unter die-
ser Regierung, vom Präsidenten der Verei-
nigten Staaten bis zu seinem Vizepräsiden-
ten, habt ihr einen Verbündeten im Wei-
ßen Haus.“ Diese Botschaft untermauerte
auch Donald Trump in einem Video.

Dass dem Weißen Haus daran gelegen
war, das in letzter Zeit brüchiger gewor-
dene Vertrauen wiederherzustellen, ließ
sich an einer Reihe von Maßnahmen
erkennen, die die Regierung pünktlich zum
Marsch ankündigte: So will Trump künftig
Nichtregierungsorganisationen (NGOs),
die Fördermittel aus US-Steuergeldern
erhalten, verbieten, die Genderideologie zu
verbreiten und Maßnahmen zur „Diversi-
tät, Gleichstellung und Inklusion“ (DEI)
zu ergreifen. Dazu plant die US-Regierung,
die sogenannte „Mexico City Policy“ aus-
zuweiten, unter der bereits jetzt ausländi-
sche NGOs, die Abtreibungen anbieten,
fördern oder dafür werben, von staatlicher
Finanzierung ausgeschlossen sind. Darü-
ber hinaus will die Regierung die Verwen-
dung von menschlichem fötalem Gewebe
aus Abtreibungen in der staatlich finan-
zierten Forschung beenden. Auch habe
man eine Untersuchung eingeleitet, um zu
überprüfen, ob der Abtreibungsdienstleis-
ter „Planned Parenthood“ Darlehen für
Kleinunternehmer in Höhe von 88 Millio-
nen US-Dollar, die noch aus einem wäh-
rend der Corona-Pandemie aufgelegten
Fonds stammen, rechtmäßig verwende.

All das dürfte den warmen Empfang
begünstigt haben, den die Teilnehmer des
„March for Life“ Vance bereiteten. Jennie
Bradley Lichter, die neue Präsidentin des
„March for Life“, gab sich überzeugt, dass
die Regierung und die Lebensrechtsbewe-
gung Hand in Hand marschierten. Doch
genau das zweifeln zahlreiche führende
Vertreter der US-Lebensrechtsbewegung
an, nicht zuletzt aufgrund des laxen
Umgangs mit der Abtreibungspille.

J.D. Vance bei seiner Ansprache beim
„March for Life“ in Washington. Er versi-
cherte die Unterstützung der Regierung.
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Scheitern verurteilt sei. Zum anderen sei es
mit der schon von Außenministerin Baer-
bock angezielten „Wertepartnerschaft“
(S.14; S. 19) nicht so weit her. Die Men-
schenrechtslage variiere im Land sehr
stark. Ethnische und religiöse Minderhei-
ten, auch niedrige Kasten, blieben „weiter-
hin systematisch diskriminiert“ (S. 20).
Dabei ist es etwas verwunderlich, dass der
Bericht der Kirchen zwar die Repressionen
gegen „Muslim:innen“ mehrfach erwähnt
(S. 6 und 20), jedoch nicht auf die ebenfalls
schwieriger gewordene Lage der Christen
im Land hinweist. Die rüstungspolitischen
Forderungen der GKKE sind aber richtig,
auch angesichts der hervorzuhebenden
Proliferationsrisiken, wenn Indien mögli-
cherweise bald selbst zu einem namhaften
Rüstungsexporteur aufsteigt: Indien müsse
erst den völkerrechtlichen Vertrag über
den Waffenhandel (ATT) ratifizieren, die
Menschenrechtssituation verbessern und
seine Konflikte mit Nachbarstaaten wie
Pakistan in friedlichere Bahnen lenken,
bevor es auf vereinfachte Exportregeln aus
Europa und Deutschland zählen kann.

Auch das in der öffentlichen Debatte viel-
leicht heikelste Thema der Rüstungsex-
portpolitik der letzten Jahre lässt der
GKKE-Bericht nicht aus: Waffenlieferun-
gen an Israel. Dabei ist der Text ausgespro-
chen deutlich. Die GKKE hat die Entschei-
dung des Bundeskanzlers von Anfang
August dieses Jahres, dass vorerst keine

Leiden wir unter
Friedensvergessenheit?
Eine friedenspolitische Gruppe der katholischen und der evangelischen Kirche untersucht jedes Jahr die

Rüstungsexporte in Deutschland. Eine Analyse des aktuellen Berichts V O N  B E R N H A R D  K O C H

In seiner bemerkenswerten ersten
Botschaft zum Weltfriedenstag hat
vor wenigen Tagen Papst Leo XIV.
einen „unbewaffneten und entwaff-

nenden Frieden“ – nein, nicht gefordert,
sondern erläutert. Leo setzt auf die Kraft
der Überzeugung und zeigt, dass der christ-
liche Friedensbegriff nicht einfachhin
einen politisch zu erringenden Zustand
beschreibt, sondern eine Lebensform
meint. Erst wer in ihm steht, kann seinen
Wert auch zur Gänze erfassen. Deshalb ist
dieser Frieden eben nicht nur unbewaffnet,
sondern auch entwaffnend. Im eigentli-
chen Frieden sind Waffen unnötig, und zu
den Waffen zählen nicht nur und vielleicht
nicht einmal vorrangig die materiellen
Objekte der Gewaltausübung, sondern
sogar „Gedanken und Worte“ (10).

Die mahnende Worte
von Papst Leo
Ähnlich wie Martin Heidegger von der
Seinsvergessenheit unserer Zeit gespro-
chen hat, weist Leo darauf hin, dass auch
der Frieden vergessen werden kann (2).
Diese „Friedensvergessenheit“ zeigt sich in
der heute so breit akzeptierten These, dass
Aufrüstung wieder nötig sei. Die weltwei-
ten Militärausgaben seien im Jahr 2024
um 9,4 Prozent im Vergleich zum Vorjahr
gestiegen, aber auch hier ist der immate-
rielle Schaden noch schlimmer als der
materielle, wie ein allseitiger Wandel in der
Bildungspolitik zeige: „Statt einer Kultur
der Erinnerung, die das im 20. Jahrhundert
gewonnene Problembewusstsein bewahrt
und die Millionen Opfer jenes Jahrhun-
derts nicht vergisst, werden Kommunikati-
onskampagnen und Bildungsprogramme
in Schulen und Universitäten sowie in den
Medien vorangetrieben, die Bedrohungs-
wahrnehmungen verbreiten und eine rein
militärisch geprägte Vorstellung von Ver-
teidigung und Sicherheit vermitteln.“ (4).

Passend zu diesem traurigen Befund
kommt nun der neueste, jährlich sehr ver-
dienstvolle „Rüstungsexportbericht 2025“
der „Gemeinsamen Konferenz Kirche und
Entwicklung (GKKE)“, einer friedenspoli-
tischen Arbeitsgruppe der katholischen
und evangelischen Kirche in Deutschland.
Deutschland gehört zu den größten Waf-
fenexporteuren der Welt, sodass es gut und
richtig ist, genau hinzusehen, wie und zu
welchen Zwecken Gewaltmittel – darum
nämlich handelt es sich bei Waffen, wie die
GKKE richtig schreibt (S. 26) – aus
Deutschland in die ganze Welt gelangen.

Ein besonderes Augenmerk legt der
Bericht dieses Mal auf Rüstungsexporte
nach Indien. Indien ist ein großer Abneh-
mer von russischen Kampfflugzeugen und
Panzern. Eine veränderte deutsche Rüs-
tungsdiplomatie versucht nun, Indien
durch eigene Belieferungen „stärker an den
Westen zu binden, die Abhängigkeit von
russischen Waffenlieferungen zu verrin-
gern und Indien als Gegengewicht zu China
im Indo-Pazifik zu stärken“ (S. 6). Eine sol-
che „strategisch ausgerichtete Rüstungsex-
portpolitik“ (S. 8), wie sie auch der Koaliti-
onsvertrag der derzeitigen Bundesregie-
rung vorsieht (Zeile 4195), lehnt die
GKKE grundsätzlich und im Falle Indiens
ganz besonders ab. Sie argumentiert zum
einen, dass nichts darauf hindeute, dass
sich Indien in „eine strategische Abhängig-
keit vom Westen“ (S. 18) begeben wollte,
sodass der Versuch von vornherein zum

weiteren Rüstungsgüter nach Israel gelie-
fert werden, begrüßt und hält „die am 18.
November verkündete Aufhebung dieses
teilweisen Rüstungsexportstopps … für
verfrüht und nicht ausreichend gut begrün-
det“ (S. 60). Ihrerseits begründet sie dies
mit durchaus schwerwiegenden Vorwür-
fen gegen Israel. Die israelische Kriegsfüh-
rung im Gazastreifen „zeigte wiederholte
und schwere Verstöße gegen das humani-
täre Völkerrecht“, Israel wende illegale
„Strategien an, wie das systematische Aus-
hungern der Zivilbevölkerung, die Anwen-
dung sexualisierter Gewalt, Mangel an
gesundheitlicher Versorgung oder das Vor-
enthalten humanitärer Hilfe“ (S. 51).
Zudem wird auf Berichte verwiesen, die
Israel „die gezielte Tötung von Journa-
list:innen vorwerfen“ (ebd.). Von außen ist
schwer einzuschätzen, was man von sol-
chen Aussagen halten soll, da es seit vielen
Jahren zum Kriegsbild im Israel-Paläs-
tina-Konflikt dazugehört, dass neben der
militärischen Überlegenheit vor allem die
Überlegenheit in der öffentlichen Wahr-
nehmung gesucht wird. Jede Äußerung in
die eine oder andere Richtung wird instru-
mentalisiert, und Wahrheit und Lüge sind
selbst zu den wichtigsten Waffen in der
Auseinandersetzung geworden. Immerhin
kann man ein wenig zu bedenken geben,
dass der Vorwurf der Verletzung des
humanitären Völkerrechts bereits deshalb
problematisch ist, weil dieses Rechtsgebiet

insbesondere im Falle nicht internationa-
ler bewaffneter Konflikte, also wenn staat-
liche Kräfte gegen nichtstaatliche kämp-
fen, leider selbst äußerst umstritten ist.
Dass die israelischen Militäreinsätze im
Gazastreifen aber viel Leid verursachen,
wird auch in Israel selbst nicht bestritten.
Das Ergebnis der Bewertung der GKKE
kann also mitgetragen werden, ohne dass
man sich so tief auf die umstrittenen Fak-
tenfragen einlassen müsste. Nur, wenn
man zu einer solchen Bewertung kommt,
erscheinen denjenigen, die Israels Position
in besserem Licht sehen, die Aussagen der
GKKE zur besonderen „aus dem Holo-
caust erwachsenen Verantwortung
Deutschlands für die Sicherheit Israels“ (S.
60; vgl. S. 10) vermutlich etwas schal.

In der Quintessenz ist
der Bericht bedrückend
Wenn wir noch einmal an die These von
der „Friedensvergessenheit“ des Papstes
zurückdenken, wirken auch weitere Teile
des GKKE-Berichts sehr bedrückend. Das
Gremium zeigt sich „besorgt darüber, dass
mittlerweile nur noch rund 21 Prozent der
Rüstungsexporte der EU-Mitgliedstaaten
an andere EU-Staaten gehen“ und folgert
zu Recht: „Angesichts dieser Zahlen
erscheint die Debatte über mangelnde
industrielle Kapazitäten zur Deckung des
Bedarfs europäischer Streitkräfte und der
vermeintlichen Notwendigkeit eines mas-
siven Ausbaus der europäischen Rüstungs-
industrie bizarr.“ (S. 45).

Bizarr muss man es auch nennen, dass
Rüstungsproduktion und -beschaffung nun
als „nachhaltige“ Ausgaben auch „aus der
Berechnung der Staatsverschuldung
gemäß den EU-Haushaltsregeln ausge-
nommen werden“ (S. 66; vgl. S. 76), was
den Staaten zwar große finanzielle Spiel-
räume verschafft, aber andererseits doch
dazu führt, „dass an anderer Stelle gespart
werden muss“ (S. 77). „Es zeigt sich, dass
dadurch beispielsweise Ernährungs- oder
Gesundheitssicherheit in den Hintergrund
geraten.“ (ebd.). Nach den USA, Russland
und China ist Deutschland nun die Num-
mer vier bei den Militärausgaben (S. 65).
Zivile industrielle Produktionsstätten
würden, so der Bericht, in einer „Gegen-
konversion“ zur Produktion von Rüstungs-
gütern umfunktioniert (S. 70). „Pflugscha-
ren zu Schwertern“ scheint also das neue
Motto zu lauten.

Vor einem Anhang, der Lesern weitere
Möglichkeiten bieten soll, sich zu infor-
mieren, schließt daher der Report mit einer
Bemerkung des VN-Generalsekretärs
António Guterres, dass die Welt „trotz die-
ser massiven Aufrüstung … dem Ziel von
Frieden und Sicherheit nicht näher-
komme“ (S. 77). Mit Leo XIV. gesprochen,
beginnt das Problem also offenkundig
schon in der Einstellung zum Frieden
selbst. Hätten wir ihn, würden wir erken-
nen, wie absurd unser unfriedliches Ver-
halten derzeit ist.

Der Autor ist katholischer Sozialethiker und
stellvertretender wissenschaftlicher Direktor
des Instituts für Wehrmedizinische Ethik der
Bundeswehr.

Der komplette Bericht findet sich auf der
Homepage der Gemeinsamen Konferenz Kir-
che und Entwicklung: www. gkke.org
Dort kann er heruntergeladen werden.

Eine heute geradezu ikonische Aktion der Friedensbewegung in der DDR 1983 in Wittenberg.
Ein Schwert wird umgeschmiedet. Heute, so die Analyse des Autors, gelte vielfach der um-
gekehrte Fall: Pflugscharen zu Schwertern. Foto: Imago/epd




